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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Es waren einerseits Vertreter eines wirtschaftlichen Liberalismus und Antietatismus,
anderseits föderalistische Kreise, die dem Entwurf eine interventionistische Tendenz
ankreideten. Die föderalistische Opposition kam am stärksten in der Waadt zum
Ausdruck, wo schon der Begriff «Etat suisse» (Art. 1, deutsch: Schweizerische
Eidgenossenschaft) als zentralistisches Fanal wirkte, und zwar bis in
sozialdemokratische Kreise hinein. Es gab aber auch eine Kritik von links, die den
Entwurf für eine gesellschaftsverändernde Politik gerade als untauglich betrachtete,
weil er mit der Beibehaltung des Ständerats und des Gesetzesreferendums noch zuviele
Bremsvorrichtungen enthalte; er würde im Gegenteil im Sinn eines aufgeklärten
Kapitalismus systemerhaltend wirken. Im Bestreben, die Gesellschaft zu
«demokratisieren», d.h. für alle zu öffnen und zu aktivieren, fordert man auf dieser
Seite eine Unterordnung der wirtschaftlichen Entwicklung unter die Politik. Die
Möglichkeit, diese Entwicklung politisch zu steuern, betrachtet man gerade als
Bedingung dafür, dass die verschiedenen Komponenten des politischen Systems –
Regierung, Parlament und Volksrechte – gleichzeitig gestärkt werden können und dass
die Aufwertung der einen nicht mehr die Handlungsfähigkeit der andern schmälert. Als
Triebkraft für eine solche politische Entwicklung wird allerdings ein allgemeiner Wandel
des Bewusstseins für erforderlich gehalten, die «Politisierung» aller gesellschaftlich
bedeutsamen Probleme und die stärkere Beteiligung der Betroffenen, eine
Voraussetzung, die ausserhalb des Bereichs einer Verfassungsrevision liegt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.11.1978
PETER GILG

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsänderungen in den Kantonen
Genf, Graubünden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Später hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.1997
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung der am 14. Dezember 1997
vom Volk angenommenen totalrevidierten Verfassung des Kantons Tessin, was der
Ständerat noch im Berichtsjahr vollzog. Die Bundesversammlung stimmte zudem den
Verfassungsänderungen in den Kantonen Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und
Zug sowie den vom Bundesrat im Berichtsjahr neu vorgelegten teilrevidierten
Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Uri zu. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1998
HANS HIRTER

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden
und Aargau und später auch noch diejenigen von Zürich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

In der Waadt schloss der Verfassungsrat seine dreijährige Arbeit ab und legte die neue
Kantonsverfassung, welche unter anderem das kommunale Ausländerstimmrecht
obligatorisch einführt, dem Volk zur Entscheidung vor. Trotz Widerstands der Rechten
(LP, SVP und Arbeitgeber) und nur halbherziger Unterstützung durch die FDP hiessen
die Stimmberechtigten die neue Grundordnung am 22. September mit einer Mehrheit
von 56% gut. Nachdem im Kanton Schaffhausen die Totalrevision der Verfassung im
Vorjahr in der Volksabstimmung gescheitert war, legte das Parlament eine Neuauflage
vor. Diese erhöhte die Ausgabenlimite für das obligatorische Finanzreferendum weniger
stark und strich die im Abstimmungskampf heftig umstrittene Abschaffung des
obligatorischen Gesetzesreferendums. Als Variante wurde dem Volk aber eine Lösung
vorgeschlagen, welche Gesetze, die vom Parlament mit deutlicher Mehrheit (80%)

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.05.2002
HANS HIRTER
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verabschiedet worden sind, nur noch dem fakultative Referendum unterstellt. Die
Schaffhauser Stimmberechtigten hiessen am 22. September die neue Verfassung
deutlich gut und stimmten mit knappem Mehr (50,2%) auch der Variante mit der
teilweisen Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums zu. 5

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Gewährleistung der kantonalen Verfassungen, die bei kantonalen
Verfassungsänderungen – etwa durch kantonale Volksinitiativen oder
Verfassungsrevisionen – von der Bundesversammlung vorgenommen werden muss, ist
in der Regel eine Routineangelegenheit. Nur sehr selten gibt es überhaupt eine Debatte
in den Räten. Dem Parlament wurde deshalb auch schon vorgeworfen, die Aufgabe der
Überprüfung der Vereinbarkeit der Änderungen mit der Bundesverfassung nicht ernst
genug zu nehmen. 2013 war diesbezüglich eine Ausnahme, weil die Räte die
Wahlrechtsreform im Kanton Schwyz nicht gutgeheissen hatten. Die Gewährleistungen
im Jahr 2014 entsprachen (fast) wieder der gängigen Tradition. Die Räte hiessen die
unbestrittenen Teilrevisionen in sechs Kantonen diskussionslos gut (ZH, BE, SO, BL, GR,
VD; BRG 14.037). Mehr zu reden – zumindest im Nationalrat – gab allerdings die neue
Verfassung des Kantons Genf: Ein Minderheitsantrag Andreas Gross (sp, ZH) wollte
Artikel 66 der neuen Genfer Verfassung, der ein Verbot des doppelten Neins für
Abstimmungen über den Finanzhaushalt vorsieht, nicht gewährleisten. Der Passus sah
vor, dass entweder ein Sanierungsvorschlag oder eine Steuererhöhung angenommen
werden muss. Gross beanstandete, dass so die Entscheidung für den Status Quo
ausgeschlossen sei. In seiner Botschaft machte der Bundesrat klar, dass dies nicht als
Einschränkung der politischen Rechte angesehen werden solle und beurteilte den
Passus deshalb als bundesrechtskonform. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dem
Antrag des Bundesrates. Zudem sei Artikel 66 eins zu eins von der alten Verfassung
übernommen und bei der alten Verfassung also schon gewährleistet worden. Gross, der
vergeblich darauf hinwies, dass man alte Fehler nicht zu wiederholen brauche, erhielt
lediglich 31 Stimmen aus seiner Fraktion. 126 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
gewährleisteten die gesamte Verfassung des Kantons Genf. Die umstrittenen
Teilrevisionen in den Kantonen Bern bzw. Tessin, in denen eine Verschärfung von
Einbürgerungen bzw. ein Burkaverbot festgeschrieben wird, standen 2014 noch nicht
auf der parlamentarischen Traktandenliste. Allerdings hatte der Bundesrat in seiner
Botschaft Ende Jahr die Gewährleistung des Tessiner Begehrens beantragt. Er halte das
Vermummungsverbot zwar für nicht sinnvoll, so der Bundesrat, aber juristisch lasse es
sich mit der Verfassung dann vereinbaren, wenn die Religionsfreiheit nicht tangiert
werde. Die Regierung stützte sich bei ihrer Begründung auf das Urteil des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte, der unlängst ein Burkaverbot in Frankreich
bestätigt hatte. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2014
MARC BÜHLMANN

1) Bund, 18.3.78; 24 Heures, 29.3. und 6.5.78; GdL, 11.5. und  4.8.78; NZZ, 1.6.78; VO, 23.6.78; Vr, 15.11.78.; Bäumlin (1978).
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2) Amt. Bull. NR, 1998, S.1010ff.; Amt. Bull. NR, 1998, S.2459ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.228ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.893ff.; BBI,
I, 1998, S.1393ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, III, 1997, S.955f.; BBI, III, 1998, S.1157ff.
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4) Amt. Bull. NR, 1999, S.1043f.; Amt. Bull. NR, 1999, S.74f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.417f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.890f.; BBI, I,
2000, S.131f.; BBI, III, 1998, S.2514ff.; BBI, III, 1999, S.2586; BBI, VI, 1998, S.5397ff.; BBI, VI, 1999, S.5181f.
5) 24h, 27.4., 18.5., 27.6. (LP), 24.8. (SVP), 2.9. (Unternehmer) und 23.9.02; Lib., 6.6.02.; SN, 12.1., 31.5., 18.6. und 23.9.02.
6) AB NR, 2014, S. 1725; AB NR, 2014, S. 468 ff.; AB SR, 2014, S. 287 f.; AB SR, 2014, S. 835 f.; BBI, 2013, S. 9281 f.; BBI, 2014, S.
3723 ff.; BRG 13.089 (GE).pdf; BRG 14.037 (ZH, BE, SO, BL, GR, VD).pdf; NZZ, 13.11.14
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